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Gesetz

zur Neuregelung der Hamburger Kinderbetreuung

Vom 27. April 2004

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

A r t i k e l  1
Hamburger Kinderbetreuungsgesetz (KibeG)

I n h a l t s ü b e r s i c h t



Erster Teil
Allgemeine Vorschriften

§ 1
Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen

und in Tagespflege

(1) Tageseinrichtungen dienen der Betreuung, Bildung und
Erziehung von Kindern
1. bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres (Krippe),
2. vom vollendeten dritten Lebensjahr an bis zum Schul-

eintritt (Elementarbereich),
3. nach dem Schuleintritt bis zum vollendeten 14. Lebensjahr

(Hort)
jeweils durch pädagogische Fachkräfte.

(2) Tagespflege dient der Betreuung und der Förderung der
Entwicklung von Kindern für einen Teil des Tages oder ganz-
tags durch eine geeignete Tagespflegeperson im eigenen Haus-
halt, im Haushalt der Sorgeberechtigten oder in anderen geeig-
neten Räumen.

(3) Kindertagesbetreuung nach den Absätzen 1 und 2 kann
im Verbund oder in Kombination mit anderen Angeboten der
Kinder- und Jugendhilfe und des Schulwesens durchgeführt
werden.

§ 2
Aufgabe von Tageseinrichtungen für Kinder

(1) Tageseinrichtungen fördern, ergänzen und unterstützen
als sozialpädagogische Einrichtungen die Erziehung und Bil-
dung des Kindes in der Familie durch alters- und entwick-
lungsgemäße pädagogische Angebote; dabei erkennen sie die
Individualität des Kindes an. Sie fördern Kinder in ihrer kör-
perlichen, geistigen und seelischen Entwicklung, unterstützen
ihre Gemeinschaftsfähigkeit und gleichen soziale Benachteili-
gungen möglichst aus. Dies geschieht durch allgemeine und
gezielte erzieherische Hilfen und Bildungsangebote und durch
eine differenzierte Erziehungsarbeit. Krippen, Kindergärten
und Horte formulieren Bildungsziele und unterstützen die
Kinder bei der Entwicklung von Lernkompetenz. Inhalte und
Formen der pädagogischen Arbeit sollen dem Entwicklungs-
stand der Kinder entsprechen und sich an deren Lebenssitua-

tion orientieren. Den Kindern ist ausreichend Gelegenheit zu
geben, ihre motorischen, sprachlichen, sozialen, künstle-
rischen und musischen Fähigkeiten zu erproben und zu ent-
wickeln und ihre Lebenswelt außerhalb der Tageseinrichtung
zu erkunden.

(2) Die Erziehung und Bildung soll darüber hinaus darauf
gerichtet sein,

1. dem Kind Achtung vor seiner kulturellen Identität, seiner
Sprache und seinen kulturellen Werten sowie vor anderen
Kulturen zu vermitteln,

2. das Kind auf ein verantwortungsbewusstes Leben in einer
freien Gesellschaft, im Geist der Verständigung, des
Friedens, der Toleranz, der Gleichberechtigung der
Geschlechter und ethnischer, nationaler, religiöser und
sozialer Gruppen vorzubereiten,

3. dem Kind Achtung vor seiner natürlichen Umwelt zu ver-
mitteln,

4. das Zusammenleben von Kindern mit und ohne Behinde-
rung zu fördern,

5. dem Kind ein Grundwissen über seinen Körper zu ver-
mitteln und

6. das Kind in geeigneter Form auf die Grundschule vorzu-
bereiten.

(3) Mit anderen Einrichtungen und Diensten sollen sich
die Tageseinrichtungen zum Wohl des Kindes unter Beach-
tung des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung der
Kinder und ihrer Sorgeberechtigten abstimmen. Die Tages-
einrichtungen sollen mit Einrichtungen der Familienbildung
und der Erziehungsberatung kooperieren. Der Übergang zur
Schule und die Betreuung und Förderung schulpflichtiger
Kinder soll durch eine an dem Entwicklungsstand der Kinder
orientierte Zusammenarbeit mit der Schule unterstützt wer-
den.

§ 3

Personelle und fachliche Fortentwicklung
in den Tageseinrichtungen

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg stellt im Zusam-
menwirken mit den Trägern sicher, dass das pädagogische
Fachpersonal der Tageseinrichtungen auf die sich immer im
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Wandel befindenden Herausforderungen ihres Berufes durch
Aus- und Fortbildungen hinreichend vorbereitet wird und
Unterstützung findet.

(2) Dazu wird ein Qualifizierungskuratorium im Amt für
Jugend eingerichtet, das aus Vertreterinnen und Vertretern der
zuständigen Behörde, der Träger und Verbände der Hambur-
ger Kindertagesbetreuung, den Hamburger sozialpädagogi-
schen Fachhochschulen und den Hamburger Ausbildungsstät-
ten für Erzieherinnen und Erzieher besteht. Das Qualifizie-
rungskuratorium ermittelt fachlichen Qualifizierungsbedarf,
koordiniert notwendige Anpassungen der theoretischen und
praktischen Ausbildung und überprüft, ob ausreichend
pädagogische Fachkräfte für den Hamburger Bedarf ausge-
bildet werden.

(3) Die pädagogischen Fachkräfte in den Kindertages-
einrichtungen sind zur Fortbildung aufgerufen. Der Träger
soll die Teilnahme an der Fortbildung ermöglichen.

§ 4

Gesundheitsvorsorge

(1) Bei Aufnahme in die Tageseinrichtung ist der Nachweis
über eine altersentsprechend durchgeführte Gesundheitsvor-
sorge des Kindes durch Vorlage des Untersuchungsheftes für
Kinder nach § 26 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V)
vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2477, 2482), zuletzt geän-
dert am 27. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3022, 3054), oder einer
entsprechenden ärztlichen Bescheinigung zu erbringen. Die
Erziehungsberechtigten haben dem Träger ferner nachzu-
weisen, dass das Kind seinem Alter und Gesundheitszustand
entsprechend alle öffentlich empfohlenen Schutzimpfungen
erhalten hat, oder zu erklären, dass sie ihre Zustimmung zu
bestimmten Schutzimpfungen nicht erteilen.

(2) Die zuständige Behörde führt in den Einrichtungen für
alle Kinder zahnärztliche Reihenuntersuchungen und eine
einmalige ärztliche Untersuchung auf Seh- und Hörstörungen
sowie motorische und Sprachauffälligkeiten in der Regel im
vierten Lebensjahr durch, soweit diese Gesundheitsvorsorge
nicht im Einzelfall durch Maßnahmen nach Absatz 1 entbehr-
lich ist. Das Nähere regelt der Senat durch Rechtsverordnung.

(3) Die bezirklichen Jugendämter und die Träger der
Kindertageseinrichtungen beraten und unterstützen die
Erziehungsberechtigten der in Kindertageseinrichtungen auf-
genommenen Kinder in Fragen der Gesundheitsvorsorge; sie
arbeiten mit den für die Durchführung ärztlicher und
zahnärztlicher Vorsorgeuntersuchungen zuständigen Stellen
zusammen.

§ 5

Geltungsbereich

(1) Leistungen nach diesem Gesetz erhalten Kinder, für die
die Freie und Hansestadt Hamburg nach den Vorschriften
über die örtliche Zuständigkeit des Achten Buches Sozial-
gesetzbuch (SGB VIII) in der Fassung vom 8. Dezember 1998
(BGBl. I S. 3547), zuletzt geändert am 27. Dezember 2003
(BGBl. I S. 3022, 3056), zuständig ist.

(2) Die Freie und Hansestadt Hamburg schließt Verein-
barungen nach § 18 Absatz 2 nur mit Trägern, die den Verein-
barungen nach § 15 Absatz 1 beigetreten sind oder die solche
Vereinbarungen mit der Freien und Hansestadt Hamburg
abgeschlossen haben.

Zweiter Teil

Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen
der freien Jugendhilfe,

der Vereinigung Hamburger Kindertagesstätten gGmbH
und sonstiger Leistungserbringer (Träger)

Erster Abschnitt

Rechtsbeziehungen zwischen den Kindern,
Eltern und Sorgeberechtigten

und der Freien und Hansestadt Hamburg

§ 6

Anspruch auf Förderung

(1) Jedes Kind hat vom vollendeten dritten Lebensjahr bis
zum Schuleintritt Anspruch auf den Besuch eines Kinder-
gartens. Er wird durch jede Tageseinrichtung erfüllt, in der
Kinder vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schul-
eintritt durch pädagogische Fachkräfte im zeitlichen Umfang
von fünf Stunden an fünf Wochentagen in zumutbarer Entfer-
nung zur Wohnung des Kindes gemeinsam Mittag essen,
betreut, erzogen und gebildet werden. Der Anspruch kann
auch durch den Nachweis eines die vorgenannte Betreuungs-
zeit überschreitenden Betreuungsangebots in einer Tages-
einrichtung erfüllt werden.

(2) Jedes Kind hat bis zum vollendeten 14. Lebensjahr
Anspruch auf Tagesbetreuung in dem zeitlichen Umfang, in
dem seine Sorgeberechtigten wegen Berufstätigkeit, Ausbil-
dung, der Teilnahme an einer Maßnahme der beruflichen
Weiterbildung im Sinne des Dritten Buches Sozialgesetzbuch
(SGB III) vom 24. März 1997 (BGBl. I S. 594, 595), zuletzt
geändert am 27. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3022, 3054), oder
der Teilnahme an Deutsch-Sprachkursen für Migrantinnen
und Migranten die Betreuung nicht selbst übernehmen kön-
nen. Wegezeiten sind zu berücksichtigen.

(3) Kinder mit dringlichem sozial bedingten oder pädago-
gischen Bedarf haben Anspruch auf Tagesbetreuung in dem
zeitlichen Umfang, der es erlaubt, sie bedarfsgerecht zu
fördern.

(4) Bei behinderten oder von Behinderung bedrohten
Kindern kann der Anspruch auch durch den Nachweis eines
Betreuungsplatzes in einer geeigneten Sondergruppe oder
einer integrativen Tageseinrichtung erfüllt werden. Dabei ist
ein Betreuungsumfang zu gewährleisten, der die optimale
Förderung des Kindes ermöglicht und mindestens dem in
Absatz 1 Satz 2 und in Absatz 2 genannten zeitlichen Umfang
der Betreuung gleichkommt.

(5) Auf Wunsch der Sorgeberechtigten des Kindes kann der
Anspruch auf den Besuch eines Kindergartens auch durch die
Bewilligung einer Förderung in Tagespflege oder durch die
Aufnahme in eine Vorschulklasse erfüllt werden. Wird der
Anspruch durch die Aufnahme in eine Vorschulklasse erfüllt,
verringert sich ein Anspruch nach Absatz 2 oder 3 um
den nach dem Hamburgischen Schulgesetz vom 16. April 1997
(HmbGVBl. S. 97), zuletzt geändert am 18. Februar 2004
(HmbGVBl. S. 67, 68), für Vorschulklassen vorgesehenen
zeitlichen Umfang.

(6) Im Übrigen können Kinder bis zur Vollendung des
14. Lebensjahres gefördert werden.

(7) Die Umsetzung der Rechtsansprüche nach den
Absätzen 2 und 3 erfolgt schrittweise bis zum 1. August 2006.
Der Senat wird ermächtigt, das Nähere dazu durch Rechts-
verordnung zu regeln.
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§ 7

Anspruch auf Kostenerstattung

(1) Nimmt ein Kind die Förderung in einer Tageseinrich-
tung in Anspruch, so hat es gegen die Freie und Hansestadt
Hamburg Anspruch auf Kostenerstattung, wenn

1. ein Anspruch auf Förderung nach § 6 Absätze 1 bis 6 besteht
oder bewilligt wurde,

2. der Träger der in Anspruch genommenen Tageseinrichtung

a) Leistungsvereinbarungen nach § 16,

b) Qualitätsentwicklungsvereinbarungen nach § 17 und

c) Grundsatzvereinbarungen über die Leistungsentgelt-
berechnung nach § 18 Absatz 1

abgeschlossen hat oder diesen beigetreten ist,

3. der Träger der in Anspruch genommenen Tageseinrichtung
Vereinbarungen über die Höhe des konkreten Leistungs-
entgelts differenziert nach den unterschiedlichen Leis-
tungsarten (Entgeltvereinbarungen nach § 18 Absatz 2) und
erforderlichenfalls spezielle Leistungsvereinbarungen über
die Frühförderung nach § 26 Absatz 3 abgeschlossen hat
und

4. die Sorgeberechtigten des Kindes mit dem Träger der
Einrichtung einen privatrechtlichen Betreuungsvertrag
geschlossen haben, der den Anforderungen nach § 22
genügt und in dem das Betreuungsentgelt für die öffentlich
geförderte Leistungsart das zwischen dem Träger und der
Freien und Hansestadt Hamburg nach § 18 Absatz 2 verein-
barte Betreuungsentgelt nicht übersteigt.

(2) Liegen die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht vor, so
ist die Freie und Hansestadt Hamburg zur Kostenerstattung
nur verpflichtet, wenn dies im Einzelfall aus Gründen des
Kindeswohls ausnahmsweise geboten ist.

(3) Der Anspruch auf Kostenerstattung wird abzüglich
eines Familieneigenanteils (§ 9) durch Zahlung an den Träger
der Einrichtung erfüllt.

§ 8

Höhe der Kostenerstattung

(1) Die Höhe der Kostenerstattung entspricht dem nach
§ 18 Absatz 2 vereinbarten Leistungsentgelt abzüglich eines
Familieneigenanteils (§ 9).

(2) Wird zwischen den Sorgeberechtigten des Kindes und
dem Träger ein niedrigeres Leistungsentgelt vereinbart, so tritt
dieses an die Stelle des nach § 18 Absatz 2 vereinbarten
Leistungsentgelts.

(3) Die Kostenerstattung nach § 7 Absatz 2 erfolgt in Höhe
des durchschnittlichen Leistungsentgelts in der Freien und
Hansestadt Hamburg zum Zeitpunkt des Beginns der Inan-
spruchnahme der Leistungsart, soweit nicht die Kosten des in
Anspruch genommenen Trägers geringer sind.

§ 9

Familieneigenanteil

(1) Der Familieneigenanteil ist nach Art und zeitlichem
Umfang der Betreuung sowie nach Einkommensgruppen und
Familiengröße zu staffeln. Familie im Sinne dieses Gesetzes
sind die Eltern des geförderten Kindes und ihre mit ihnen in
Haushaltsgemeinschaft zusammenlebenden Abkömmlinge,
soweit diese unterhaltsberechtigt sind. Für die Ermittlung des
Einkommens gilt § 82 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch
(SGB XII) vom 27. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3022, 3023) ent-
sprechend. Das Kindergeld nach Abschnitt X des Einkom-

mensteuergesetzes (EStG) in der Fassung vom 19. Oktober
2002 (BGBl. 2002 I S. 4212, 2003 I S. 179), zuletzt geändert am
29. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3076, 3080), gilt nicht als
Einkommen.

(2) Der Familieneigenanteil wird auf der Grundlage des
Einkommens des geförderten Kindes und seiner mit ihm
zusammenlebenden Eltern errechnet. Lebt das Kind aus-
schließlich oder überwiegend nur mit einem Elternteil zusam-
men, so tritt dieser an die Stelle der Eltern.

(3) Kinder getrennt lebender Eltern, die von dem außer-
halb der Familie lebenden Elternteil Kindesunterhalt erhal-
ten, können von eben diesem Elternteil als so genanntes Zähl-
kind geltend gemacht werden, wenn dieser Elternteil Kinder
aus seiner neuen Familie in der Hamburger Kindertages-
betreuung unterbringt.

(4) Für Bezieherinnen und Bezieher eines geringen Ein-
kommens oder laufender Hilfe zum Lebensunterhalt nach
dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch wird ein Mindesteigen-
anteil angesetzt. Werden dem Kind, das einen Kindergarten-
platz in Anspruch nimmt, Hilfen zur Erziehung durch Unter-
bringung in einer Pflegefamilie nach § 33 SGB VIII gewährt
und verfügt das Kind selbst nur über ein geringes Einkom-
men, so wird kein Familieneigenanteil angesetzt.

§ 10

Bewilligungszeitraum

(1) Die Kostenerstattung wird ab Beginn der Inan-
spruchnahme der Leistungsart, frühestens jedoch ab Antrag-
stellung gewährt. Sie soll längstens für die Dauer eines Jahres
gewährt werden.

(2) Der Antrag auf Weiterbewilligung der Kostenerstattung
ist rechtzeitig vor Ablauf des Bewilligungszeitraumes zu
stellen.

§ 11

Anspruch auf Beratung und Unterstützung

(1) Kinder und ihre Sorgeberechtigten, die für ihre Kinder
die Betreuung in Tageseinrichtungen oder Tagespflege erwä-
gen, haben einen Anspruch auf Beratung durch das zuständige
Jugendamt über die zur Verfügung stehenden Einrichtungen
und Tagespflegestellen. Kinder und Eltern sind über alle für
ihre Entscheidungen wichtigen pädagogischen, organisato-
rischen und finanziellen Aspekte zu informieren.

(2) Kinder und ihre Sorgeberechtigten haben Anspruch auf
Beratung über ihre Rechte und Pflichten nach den §§ 6 bis 14.

(3) Den Sorgeberechtigten des Kindes wird angeboten, sie
über Tageseinrichtungen, die zur Entgegennahme des Bewil-
ligungsbescheides berechtigt sind, zu informieren.

(4) Finden die Sorgeberechtigten für das Kind keinen dem
Bewilligungsbescheid entsprechenden Betreuungsplatz, kann
von der zuständigen Behörde der Nachweis eines solchen
Platzes beansprucht werden. Die zuständige Behörde hat dem
Kind innerhalb von drei Monaten nach Geltendmachung des
Anspruches nach Satz 1 einen dem Bewilligungsbescheid
entsprechenden Betreuungsplatz nachzuweisen.

(5) Die zuständige Behörde kann sich zur Wahrnehmung
ihrer Informationsaufgaben eines Informationssystems über
Träger der Tageseinrichtungen und der Tagespflegestellen
bedienen. Sie räumt den Tageseinrichtungen und Tagespflege-
stellen die Möglichkeit der Teilnahme an diesem Informa-
tionssystem ein; die Teilnahme ist freiwillig. Das Nähere über
die Einrichtungen und Pflege dieses Informationssystems und
über seine Nutzung durch die zuständigen Behörden, die
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Einrichtungsträger und die Öffentlichkeit, insbesondere über
Art und Umfang der zu erhebenden, zu verarbeitenden und zu
nutzenden Daten regelt die zuständige Behörde durch Verwal-
tungsvorschriften. Die Einrichtungsträger sind berechtigt, die
von ihnen bereitgestellten Informationen nach Maßgabe der
von der zuständigen Behörde herausgegebenen Verwaltungs-
vorschriften und auf eigene Kosten auf elektronischem Wege
in das Informationssystem einzutragen. Nicht der Verwal-
tungsvorschrift entsprechende Einträge darf die zuständige
Behörde ohne vorherige Anhörung des Einrichtungsträgers
löschen. Über die Entfernung eines unzulässigen Eintrags
wird der Einrichtungsträger nachträglich unterrichtet.

§ 12
Antragstellung

(1) Die Kostenerstattung (§ 7) ist bei der zuständigen
Behörde frühestens zwölf Monate vor dem gewünschten
Beginn des Bewilligungszeitraumes zu beantragen.

(2) Der Antrag muss folgende Angaben enthalten:
1. die Namen und Anschriften des Kindes, seiner Sorge-

berechtigten und der Personen, mit denen das Kind zusam-
menlebt,

2. das Geburtsdatum, die Staatsangehörigkeit und die Mutter-
sprache des Kindes,

3. eine Begründung für den beantragten Betreuungsumfang,
wenn Ansprüche auf Art und Umfang der Betreuung nach
§ 6 Absätze 2, 3, 4 oder 6 geltend gemacht werden,

4. die Einkommensverhältnisse des Kindes und seiner Eltern,
5. die Zahl der weiteren mit den Eltern zusammenlebenden

unterhaltsberechtigten Abkömmlinge, wenn das geförderte
Kind mit den Eltern zusammenlebt,

6. die Zahl der weiteren unterhaltsempfangenden Kinder, die
außerhalb der Familie des geförderten Kindes leben,

7. den gewünschten Bewilligungszeitraum.
Über die Angaben sind auf Verlangen Beweisurkunden vorzu-
legen. Ihrer Vorlage durch Dritte ist zuzustimmen. Die Beweis-
urkunden sind nach Prüfung unverzüglich zurückzugeben.

(3) Wenn die Antragstellenden ihrer Mitwirkungspflicht
nach Absatz 2 nicht nachkommen und hierdurch die Auf-
klärung des Sachverhaltes erheblich erschwert wird, kann der
Antrag abgelehnt oder Kostenerstattung unter Ansetzung des
für das Kind zu errechnenden Höchstanteils bewilligt werden.
Dies gilt nur, wenn die Antragstellenden zuvor schriftlich auf
diese Folgen hingewiesen worden sind und dennoch ihrer
Mitteilungspflicht innerhalb einer ihnen gesetzten Frist nicht
nachgekommen sind.

(4) Wird die Mitwirkung nachgeholt und sind die Voraus-
setzungen für die Kostenerstattung oder eine höhere als die
bewilligte Kostenerstattung erfüllt, kann die nach Absatz 3
versagte oder reduzierte Kostenerstattung nachträglich ganz
oder teilweise gewährt werden.

§ 13
Bewilligungsbescheid

(1) Im Bewilligungsbescheid werden Leistungsart, Beginn
und Ende der Kostenerstattung und der Familieneigenanteil
angegeben. Die Berechnung des Familieneigenanteils ist dem
Bescheid als Anlage beizufügen. Der Bewilligungsbescheid
wird dem Kind erteilt.

(2) Der Bewilligungsbescheid steht unter der auflösenden
Bedingung, dass der Beginn der Inanspruchnahme der Leis-
tungsart spätestens zwei Monate nach Beginn der bewilligten

Kostenerstattung bei einer Tageseinrichtung, die die Voraus-
setzungen nach § 7 Absatz 1 Nummer 3 erfüllt, erfolgt ist.

§ 14
Beendigung der Kostenerstattung

(1) Die Kostenerstattung endet, sobald das Kind die
Leistungsart beim Träger nicht mehr in Anspruch nimmt.

(2) Die Inanspruchnahme der Leistungsart beim Träger gilt
als beendet, wenn das Kind
1. der Tageseinrichtung länger als zehn Öffnungstage ohne

Benachrichtigung des Trägers fernbleibt,
2. der Tageseinrichtung länger als dreißig Öffnungstage fern-

bleibt, ohne dass ein triftiger Grund glaubhaft gemacht
wird.

(3) Die Sorgeberechtigten des Kindes haben den Beginn
und die Beendigung der Inanspruchnahme der Leistungsart
dem Träger der Tageseinrichtung schriftlich zu bestätigen.

Zweiter Abschnitt
Rechtsbeziehungen zwischen den Trägern
und der Freien und Hansestadt Hamburg

§ 15
Vereinbarungen

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg schließt mit den
Verbänden der Träger der freien Jugendhilfe in Hamburg, der
Vereinigung Hamburger Kindertagesstätten gGmbH und mit
den Vereinigungen sonstiger Leistungserbringer in Hamburg
auf Landesebene Vereinbarungen über die Leistungsarten
(§ 16), die Qualitätsentwicklung (§ 17) und die Grundsätze der
Leistungsentgeltberechnung (§ 18 Absatz 1).

(2) Sie schließt mit den Trägern von Tageseinrichtungen,
die unter Berücksichtigung der Grundsätze der pädagogischen
Arbeit, der Leistungsfähigkeit, der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit zur Erbringung der Leistungen geeignet sind,
Vereinbarungen über die konkrete Höhe des Leistungsentgelts
(§ 18 Absatz 2).

(3) In die Vereinbarung über die Leistungsarten ist die
Verpflichtung der Träger aufzunehmen, grundsätzlich jeden
Leistungsberechtigten im Rahmen ihres Leistungsangebots,
ihrer Konzeption und ihrer Kapazität aufzunehmen, zu för-
dern und zu betreuen.

§ 16
Leistungsvereinbarung

(1) Die Vereinbarung über die Leistungsarten muss die
wesentlichen Leistungsmerkmale beinhalten. Sie bestimmt
insbesondere den zu fördernden Personenkreis und die zu
erbringenden Leistungsarten differenziert nach dem Alter der
zu betreuenden Kinder, dem Betreuungsumfang, der jeweils
hierzu erforderlichen personellen Ausstattung sowie der erfor-
derlichen Qualifikation des Personals.

(2) Die Träger müssen sicherstellen, dass die Leistungen
zur Förderung von Kindern geeignet und ausreichend im
Sinne von § 2 dieses Gesetzes und § 22 SGB VIII sowie zweck-
mäßig und wirtschaftlich sind.

(3) In der Vereinbarung über die Leistungsarten ist für die
Fälle, in denen begründete Anhaltspunkte dafür vorliegen,
dass die Leistungen nicht in einer der Vereinbarung entspre-
chenden Art und Weise erbracht werden, eine Prüfung vorzu-
sehen und zu regeln, wie das Prüfungsverfahren durchzu-
führen ist.
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§ 17

Qualitätsentwicklungsvereinbarung

(1) In der Qualitätsentwicklungsvereinbarung ist festzu-
legen, wie die Träger die fachliche Qualität der Arbeit sichern
und welche Maßnahmen getroffen werden, um sie regelmäßig
zu überprüfen und kontinuierlich weiterzuentwickeln.

(2) Sind bei dem Träger derartige Qualitätsentwicklungs-
und -sicherungsverfahren vorhanden, wird davon ausgegan-
gen, dass hierdurch eine ordnungsgemäße fachliche Leistungs-
erbringung sichergestellt ist. In der Qualitätsentwicklungsver-
einbarung ist für die Fälle, in denen begründete Anhalts-
punkte dafür vorliegen, dass Träger die vereinbarten Qualitäts-
entwicklungs- und -sicherungsverfahren nicht ordnungs-
gemäß anwenden, eine Prüfung vorzusehen und zu regeln, wie
das Prüfungsverfahren durchzuführen ist.

§ 18

Entgeltvereinbarungen

(1) In der Grundsatzvereinbarung über die Leistungs-
entgeltberechnung sind die Grundsätze für die Bemessung der
Leistungsentgelte, insbesondere der Pauschalierung von
Kostengruppen und Kostenfaktoren, die Grundsätze der
Kostenkalkulation, die Berechnung der gebäudebezogenen
Kosten und das Abrechnungsverfahren zu regeln.

(2) In den mit den Trägern der Tageseinrichtungen zu
schließenden Entgeltvereinbarungen ist die konkrete Höhe
des Leistungsentgelts differenziert nach den unterschied-
lichen Leistungsarten zu regeln.

(3) Werden Leistungen mit den vereinbarten Leistungs-
entgelten erbracht, wird die Wirtschaftlichkeit der Leistungs-
erbringer unterstellt.

(4) In der Grundsatzvereinbarung ist für die Fälle, in denen
begründete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass Träger die
Grundsatzvereinbarung nicht ordnungsgemäß anwenden oder
sich nicht an die jeweilige Entgeltvereinbarung halten, ins-
besondere sich zusätzliche Entgelte versprechen lassen, eine
Prüfung vorzusehen und zu regeln, wie das Prüfungsverfahren
durchzuführen ist.

§ 19

Vereinbarungszeitraum

(1) Die Vereinbarungen nach § 18 Absatz 2 sind für einen
zukünftigen Zeitraum (Vereinbarungszeitraum) abzu-
schließen. Nachträgliche Ausgleiche sind nicht zulässig. In der
Grundsatzvereinbarung nach § 18 Absatz 1 können unbescha-
det von Satz 2 Regelungen vorgesehen werden, die es erlauben,
für den Vereinbarungszeitraum prognostizierte Entwicklun-
gen bestimmter Kostenfaktoren durch die tatsächliche Ent-
wicklung dieser Kostenfaktoren zu ersetzen und die auf diesen
Kostenfaktoren basierenden Leistungsentgelte unter Berück-
sichtigung der tatsächlichen Entwicklung für den Verein-
barungszeitraum neu zu berechnen.

(2) Die Vereinbarungen nach § 18 Absatz 2 treten zu dem in
den Vereinbarungen bestimmten Zeitpunkt in Kraft. Wird ein
Zeitpunkt nicht bestimmt, so werden die Vereinbarungen mit
dem Tag ihres Abschlusses wirksam. Nach Ablauf des Verein-
barungszeitraums gelten die trägerbezogenen Entgeltvereinba-
rungen bis zum In-Kraft-Treten neuer Vereinbarungen weiter.

(3) Bei unvorhersehbaren wesentlichen Veränderungen der
Annahmen, die den Vereinbarungen nach § 18 Absatz 2
zugrunde lagen, sind die Leistungsentgelte auf Verlangen einer
Vertragspartei für den laufenden Vereinbarungszeitraum neu

zu vereinbaren und die Veränderungen für den Vereinbarungs-
zeitraum zu berücksichtigen.

§ 20
Schiedsstelle

(1) In der Freien und Hansestadt Hamburg wird eine
Schiedsstelle für Streit- und Konfliktfälle eingerichtet, die bei
Verhandlungen über das Zustandekommen von Vereinbarun-
gen oder bei ihrer Durchführung entstehen. Sie besteht aus der
gleichen Anzahl von Vertretern der öffentlichen Jugendhilfe
sowie von Vertretern der Träger oder ihrer Verbände sowie
einer unparteiischen vorsitzenden Person. Für die Inan-
spruchnahme der Schiedsstelle können Gebühren erhoben
werden.

(2) Kommen Vereinbarungen nach § 15 innerhalb von sechs
Wochen nicht zustande, nachdem eine Partei schriftlich zu
Verhandlungen aufgefordert hat, so entscheidet die Schieds-
stelle auf Antrag einer Partei unverzüglich über die Gegen-
stände, über die keine Einigung erreicht werden konnte.

(3) Die Entscheidungen der Schiedsstelle treten zu dem
darin bestimmten Zeitpunkt in Kraft. Wird ein solcher Zeit-
punkt nicht bestimmt, so wird die Festsetzung der Schieds-
stelle mit dem Tag wirksam, an dem der Antrag bei der
Schiedsstelle eingegangen ist.

(4) Die Parteien können die Entscheidung der Schiedsstelle
innerhalb einer Woche nach der Bekanntgabe einer Kommis-
sion zur endgültigen Entscheidung vorlegen. Die Kommission
besteht aus fünf Mitgliedern; sie setzt sich aus der gleichen
Anzahl von Vertretern der zuständigen Behörde sowie von Ver-
tretern der Träger und ihrer Verbände sowie einer oder einem
Vorsitzenden zusammen. Den Vorsitz führt die Staatsrätin
oder der Staatsrat der zuständigen Behörde oder eine oder ein
von ihr oder von ihm benannte Vertreterin oder benannter
Vertreter. Die endgültige Entscheidung ist schriftlich abzufas-
sen und zu begründen sowie den Beteiligten bekannt zu geben.
Für die Inanspruchnahme der Kommission können Gebühren
erhoben werden. Absatz 3 findet entsprechende Anwendung.

§ 21
Zahlungsanspruch der Träger

(1) Der Träger, der ein Kind in einer seiner Tageseinrich-
tungen betreut, hat bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 7
Absatz 1 einen Anspruch auf Zahlung der Kostenerstattung
durch die Freie und Hansestadt Hamburg.

(2) Die zuständige Behörde rechnet mit dem Träger monat-
weise ab. Überzahlungen können mit den nächsten Zahlungen
verrechnet werden. Im Übrigen erfolgt die Abrechnung nach
Maßgabe des in der Grundsatzvereinbarung nach § 18 Absatz 1
festgelegten Abrechnungsverfahrens.

Dritter Abschnitt
Rechtsbeziehungen zwischen den Trägern

und den Kindern, Eltern und Sorgeberechtigten

§ 22
Förderungs- und Betreuungsvertrag

(1) Wird Förderung in einer Tageseinrichtung für Kinder
in Anspruch genommen, schließen die Sorgeberechtigten des
Kindes und der Träger der Tageseinrichtung einen schrift-
lichen Vertrag. Dieser Vertrag hat insbesondere Aussagen zu
treffen über
1. die Darstellung des pädagogischen Konzepts der Einrich-

tung,
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2. die von der Tageseinrichtung dem Kind gegenüber zu
erbringenden Leistungen, insbesondere hinsichtlich der
Art, des Inhalts und des Umfangs der Leistungen,

3. die Qualifikation der in der Einrichtung beschäftigten
Personen,

4. das zwischen dem Träger und der Freien und Hansestadt
Hamburg vereinbarte Leistungsentgelt (§ 18 Absatz 2),

5. die Kündigungsfrist; diese darf höchstens einen Zeitraum
vom dritten Werktag eines Monats bis zum Ende des
übernächsten Monats betragen,

6. die Annahme der von der Freien und Hansestadt Hamburg
an den Träger gezahlten Kostenerstattung als Teilerfüllung
des zwischen dem Träger und den Sorgeberechtigten zu
vereinbarenden Betreuungsentgelts.

(2) Eine Kündigung des Vertrages durch den Träger der
Tageseinrichtung ist nur aus wichtigem Grund zulässig. Sie ist
schriftlich unter Angabe der Gründe zu erklären.

(3) Das zwischen dem Träger und der Freien und Hanse-
stadt Hamburg nach § 18 Absatz 2 vereinbarte Leistungs-
entgelt ist den Vertragspartnern bei jeder rechtlich wirksamen
Veränderung mitzuteilen.

Vierter Abschnitt

Mitwirkung der Kinder und Eltern

§ 23

Mitwirkung der Kinder in der Tageseinrichtung

(1) Die pädagogische Arbeit in den Einrichtungen ist so zu
gestalten, dass die Kinder entsprechend ihren Entwicklungs-
möglichkeiten aktiv in die Gestaltung der Bildungs- und
Betreuungsarbeit einbezogen werden.

(2) Die Kinder in Krippen und Kindergärten werden in die
Arbeit der Einrichtung einbezogen. Ihnen soll Gelegenheit
gegeben werden, eine in der Einrichtung tätige Person zur
Vertrauensperson zu bestimmen. Die Vertrauensperson wirkt
in der Elternvertretung im Interesse der Kinder beratend mit.

(3) Kinder in den Horten wählen aus ihrer Mitte eine
Sprecherin oder einen Sprecher ihrer Gruppe. Diese Spreche-
rinnen und Sprecher sind bei allen größeren, die Gruppe
betreffenden Entscheidungen der Einrichtung zu hören. Sie
vertreten ihre Gruppe gegenüber der Tageseinrichtung und
gegenüber den Elterngremien.

§ 24

Mitwirkungsrechte von Eltern in der Tageseinrichtung

(1) Die Einrichtungen bieten den Sorgeberechtigten der
Kinder Einzelgespräche mit dem pädagogischen Personal über
den Entwicklungsstand des Kindes, seine besonderen Interes-
sen und Fähigkeiten sowie geplante Maßnahmen zur gezielten
Förderung des Kindes an.

(2) Die Sorgeberechtigten der Kinder sollten mindestens
zweimal jährlich auf Elternabenden über die Entwicklung der
Gruppe, in der ihr Kind betreut wird, informiert werden.

(3) Die Sorgeberechtigten der Kinder einer Gruppe in der
Tageseinrichtung bilden eine Elternversammlung. Jede Eltern-
versammlung wählt für die Dauer eines Jahres eine Elternver-
tretung und eine Stellvertretung. In Kindertageseinrichtungen
mit mindestens drei Gruppen wird ein Elternausschuss gebil-
det. Er setzt sich aus den gewählten Elternvertretungen der
Gruppen zusammen.

(4) Die Elternvertretung und der Elternausschuss dienen
der Zusammenarbeit zwischen Trägern, Einrichtungen und
den Sorgeberechtigten der Kinder. Sie vertreten die Interessen
der Kinder und ihrer Sorgeberechtigten gegenüber ihrer
Einrichtung und deren Träger. Die Elternvertretung und der
Elternausschuss werden von der Einrichtung informiert und
angehört, bevor wesentliche Entscheidungen getroffen wer-
den. Dies gilt insbesondere für geplante Änderungen der
pädagogischen Konzeption und ihrer Umsetzung in der Arbeit
in der Tageseinrichtung, geplante Änderungen der räumlichen
und sachlichen Ausstattung sowie Umfang der personellen
Besetzung.

(5) Der Elternausschuss wählt aus seiner Mitte eine Vertre-
tung und eine Stellvertretung für den Bezirkselternausschuss.

(6) Weitere Einzelheiten der Mitwirkung der Sorgeberech-
tigten können im Rahmen der Qualitätsentwicklungsverein-
barungen festgelegt werden.

§ 25

Bezirks- und Landeselternausschuss

(1) In jedem Bezirk wird ein Bezirkselternausschuss gebil-
det, der sich aus den gewählten Eltern derjenigen Tagesein-
richtungen zusammensetzt, die mindestens drei Gruppen
umfassen. Der Bezirkselternausschuss ist von dem bezirk-
lichen Jugendamt über wesentliche, die Kindertageseinrich-
tungen betreffende Fragen zu informieren und zu hören. Der
Bezirkselternausschuss wählt aus seiner Mitte die Vertretung
für den Landeselternausschuss.

(2) Der Landeselternausschuss setzt sich aus den gewählten
Vertretungen der Bezirkselternausschüsse zusammen. Die für
die Jugendhilfe zuständige Behörde hat den Landeselternaus-
schuss über wesentliche die Kindertagesstätten betreffende
Angelegenheiten zu informieren und zu hören.

Fünfter Abschnitt

Eingliederungshilfen in Tageseinrichtungen
für behinderte oder von Behinderung bedrohte Kinder

(Frühförderung)

§ 26

Frühförderung

(1) Die Förderung für behinderte oder von Behinderung
bedrohte Kinder, die das dritte Lebensjahr vollendet haben
und noch nicht eingeschult sind (Frühförderung), findet im
Rahmen der allgemeinen Frühförderung von Kindern in
Tageseinrichtungen statt.

(2) Die Rechtsbeziehungen der Freien und Hansestadt
Hamburg zu den Kindern, die Frühförderung in Anspruch
nehmen, und deren Sorgeberechtigten bestimmen sich nach
den Vorschriften des ersten Abschnitts.

(3) Auf die Rechtsbeziehungen zwischen der Freien und
Hansestadt Hamburg und den Trägern, die Frühförderung
durchführen, finden die Vorschriften des zweiten Abschnitts
Anwendung; ergänzend zu den Vereinbarungen über
die Leistungsangebote nach § 16 werden mit den Trägern
spezielle Leistungsvereinbarungen über die Frühförderung
geschlossen.

(4) Auf die Rechtsbeziehungen zwischen den Trägern sowie
den Kindern und deren Sorgeberechtigten finden die Vor-
schriften des dritten Abschnitts Anwendung.
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Dritter Teil

Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen
der öffentlichen Jugendhilfe und in Tagespflege

§ 27

Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen
der öffentlichen Jugendhilfe

(1) Die Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen der
öffentlichen Jugendhilfe erfolgt nach Maßgabe des § 6. Die
Inanspruchnahme eines Betreuungsplatzes bedarf der vorhe-
rigen Bewilligung durch die zuständige Behörde. Auf das
Bewilligungsverfahren finden § 11 Absätze 1 bis 4 und §§ 12
und 13 entsprechende Anwendung. Die Beendigung der
Förderung erfolgt in entsprechender Anwendung des § 14
Absätze 1 und 2.

(2) Besucht ein Kind eine Tageseinrichtung der öffent-
lichen Jugendhilfe, entfällt ein Anspruch auf Kostenerstat-
tung.

§ 28

Förderung in der Tagespflege

(1) Das Angebot an Tagespflege soll quantitativ und quali-
tativ ausgebaut werden.

(2) Die Förderung von Kindern in Tagespflege erfolgt nach
Maßgabe des § 23 SGB VIII und des § 6 Absätze 2, 3, 5 und 6.
Auf das Bewilligungsverfahren finden § 11 Absätze 1 bis 4 und
§§ 12 und 13 entsprechende Anwendung.

(3) Die Förderung eines Kindes in Tagespflege endet,
sobald das Kind die Tagespflegeleistung bei der Tagespflege-
person nicht mehr in Anspruch nimmt. Die Inanspruchnahme
gilt als beendet, wenn

1. die Tagespflegeperson die Förderung des Kindes beendet
oder ohne triftigen Grund unterbricht,

2. das Kind ohne Benachrichtigung der Tagespflegeperson
länger als zwei Wochen in Folge die Förderung nicht nutzt
oder

3. das Kind mit Benachrichtigung der Tagespflegeperson
länger als vier Wochen in Folge die Förderung nicht nutzt,
ohne dass ein triftiger Grund glaubhaft gemacht wird.

Die nach § 14 Absatz 3 bestehende Obliegenheit der Sorge-
berechtigten des Kindes gilt entsprechend.

(4) Die Betreuung durch Verwandte in gerader Linie und
Verwandte in der Seitenlinie bis zum dritten Grad (Verwand-
tenpflege) ist keine Tagespflege im Sinne des Gesetzes.

(5) Die zuständige Behörde hat für ausreichende Bera-
tungs- und Fortbildungsangebote für Tagespflegepersonen
Sorge zu tragen.

§ 29

Erhebung von Teilnahmebeiträgen

(1) Für die Inanspruchnahme von Angeboten der Förde-
rung von Kindern in Tageseinrichtungen des Trägers der
öffentlichen Jugendhilfe und von Leistungen zur Förderung
von Kindern in Tagespflege haben die Eltern und das geför-
derte Kind Teilnahmebeiträge zu entrichten.

(2) Die Teilnahmebeiträge werden von der zuständigen
Behörde jeweils grundsätzlich längstens für die Dauer eines
Jahres festgesetzt und von den Tageseinrichtungen und
Tagespflegepersonen eingezogen. Mit der Bewilligung des
Ersatzes der der Tagespflegeperson bei der Förderung des
Kindes entstehenden Aufwendungen einschließlich der

Kosten der Erziehung (Tagespflegegeld) geht gleichzeitig der
Anspruch des öffentlichen Jugendhilfeträgers auf Zahlung des
Teilnahmebeitrages auf die Tagespflegeperson über.

(3) Im Übrigen gilt § 9 entsprechend.

Vierter Teil
Gemeinsame Vorschriften

§ 30
Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen

(1) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung
1. die Höhe der Mindesteigenanteile und der Familien-

eigenanteile sowie die Höhe der Mindestteilnahmebeiträge
und der Teilnahmebeiträge festzusetzen sowie das Verfah-
ren ihrer Berechnung festzulegen,

2. das geringe Einkommen nach § 9 Absatz 4 und § 29 Absatz 3
und die Einkommensgruppen nach § 9 Absatz 1 und § 29
Absatz 3 der Höhe nach festzusetzen,

3. den Berechnungszeitraum für das Einkommen des geför-
derten Kindes und seiner Eltern nach §§ 9 und 29 festzu-
legen,

4. die Anforderungen an die Eignung der Tagespflegepersonen
und ihre Qualifizierung, die Höhe des Tagespflegegeldes,
die Tagespflegeleistungsarten, das Verfahren für die
Gewährung, Beendigung und Abrechnung des Tagespflege-
geldes, die Mitteilungspflichten der Tagespflegepersonen,
die Regelung über die betreuungsfreien Zeiten und Krite-
rien für die Betreuungskapazitäten der Tagespflegepersonen
festzulegen,

5. das Nähere über die Errichtung der Schiedsstelle nach § 20
Absatz 1, die Zahl, die Bestellung, die Amtsdauer und die
Amtsführung ihrer Mitglieder, die Erstattung der baren
Auslagen und die Entschädigung für ihren Zeitaufwand, die
Geschäftsführung, das Verfahren, die Erhebung und die
Höhe von Gebühren sowie die Regelung über die Verteilung
der Kosten und die Rechtsaufsicht festzulegen,

6. das Nähere über die Errichtung der Kommission nach § 20
Absatz 4, die Zusammensetzung, die Bestellung, die Amts-
dauer und die Amtsführung ihrer Mitglieder, die Erstattung
der baren Auslagen und die Entschädigung für ihren
Zeitaufwand, die Geschäftsführung, das Verfahren, die
Erhebung und die Höhe von Gebühren sowie die Regelung
über die Verteilung der Kosten und die Rechtsaufsicht
festzulegen,

7. Art und Umfang sowie die zeitliche Folge der Untersuchun-
gen nach § 4 festzulegen.

(2) Der Landeselternausschuss ist über Planungen zur
Änderung der Verordnungen nach Absatz 1 Nummern 1 bis 3
frühzeitig zu informieren und zu hören.

§ 31
Mitteilungspflichten

Die Eltern oder sonstige Sorgeberechtigte haben der nach
§ 12 Absatz 1, § 27 Absatz 2, § 28 Absatz 2 Satz 2 und § 29
Absatz 2 zuständigen Behörde Änderungen in den Verhältnis-
sen, die für die Bewilligung der Kostenerstattung oder für die
Festsetzung des Teilnahmebetrags erheblich sind, unverzüg-
lich mitzuteilen. Erhebliche Änderungen sind insbesondere
die Beendigung der Inanspruchnahme der Leistung, die
Änderung des Förderungsbedarfes, eine Änderung der Ein-
kommensverhältnisse um mehr als 15 vom Hundert und eine
Änderung der Zahl der nach § 9 Absätze 1 und 3 und § 29
Absatz 3 berücksichtigungsfähigen Familienmitglieder.
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§ 32
Übermittlung personenbezogener Daten

(1) Beim Erlass eines Bewilligungsbescheides nach § 13
übermittelt die nach § 12 Absatz 1 zuständige Behörde der
nach § 21 Absatz 2 zuständigen Behörde
1. die Namen und Anschriften des geförderten Kindes und der

Sorgeberechtigten,
2. die dem Bewilligungsbescheid zugrunde liegende Leis-

tungsart,
3. das Geburtsdatum, die Staatsangehörigkeit und die Mutter-

sprache des Kindes,
4. den Bewilligungszeitraum,
5. die Höhe des monatlichen Familieneigenanteils.

(2) Ist einem noch nicht eingeschulten behinderten oder
von Behinderung bedrohten Kind Frühförderung nach § 26
bewilligt worden, werden über die in Absatz 1 genannten
Daten hinaus
1. der Name und die Anschrift der das Kind fördernden

Tageseinrichtung und
2. der Name und die Anschrift des Trägers der Tageseinrich-

tung übermittelt.

(3) Erhält die nach § 12 Absatz 1 zuständige Behörde von
einer vorzeitigen Beendigung der Inanspruchnahme der Leis-
tungsart Kenntnis, so teilt sie das Datum der Beendigung der
Inanspruchnahme der nach § 21 Absatz 2 zuständigen Behörde
unverzüglich mit.

(4) Sofern dies mit dem Erlass des Bewilligungsbescheides
nach § 13 bereits möglich ist, übermittelt die nach § 12 Ab-
satz 1 zuständige Behörde dem Träger der Tageseinrichtung
1. die Namen und Anschriften des geförderten Kindes und der

Sorgeberechtigten,
2. die dem neuen Bewilligungsbescheid zugrunde liegende

Leistungsart,
3. das Geburtsdatum , die Staatsangehörigkeit und die Mutter-

sprache des Kindes,
4. den Bewilligungszeitraum,
5. die Höhe des monatlichen Familieneigenanteils.

(5) Bei der Festsetzung des Teilnahmebeitrags übermittelt
die nach § 29 Absatz 2 zuständige Behörde der Tageseinrich-
tung oder der Tagespflegeperson und der nach § 21 Absatz 2
zuständigen Behörde
1. den Namen und die Anschrift des geförderten Kindes und

seiner Sorgeberechtigten,
2. die dem Festsetzungsbescheid zugrunde liegende Leis-

tungsart,
3. das Geburtsdatum, die Staatsangehörigkeit und die Mutter-

sprache des Kindes,
4. den Festsetzungszeitraum sowie
5. die Höhe des monatlichen Teilnahmebeitrags.

§ 33
Sozialdatenschutz

Die Träger der Tageseinrichtungen gewähren den Schutz
der im Zusammenhang mit ihrer Aufgabenerfüllung erhobe-
nen, verarbeiteten und genutzten Sozialdaten nach Maßgabe

der datenschutzrechtlichen Bestimmungen des Achten Buches
Sozialgesetzbuch und des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch in
der Fassung vom 18. Januar 2001 (BGBl. I S. 131), zuletzt
geändert am 27. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3022, 3058).

§ 34

Meldepflicht der Träger

Die Träger der Tageseinrichtungen, die mit der Freien und
Hansestadt Hamburg Entgeltvereinbarungen abgeschlossen
haben, sind verpflichtet, der zuständigen Behörde unverzüg-
lich freigewordene Plätze in Kindertageseinrichtungen, die
nicht innerhalb von zehn Tagen mit einem anderen Kind
nachbesetzt werden konnten, zu melden.

§ 35

Härteregelung

(1) Ist dem geförderten Kind und seinen Eltern die Belas-
tung durch den nach § 9 berechneten Familieneigenanteil
nicht zuzumuten, soll er auf Antrag gesenkt werden. Der
infolge der Absenkung des Familieneigenanteils erhöhte
Erstattungsbetrag darf das gemäß § 18 Absatz 2 vereinbarte
Leistungsentgelt nicht überschreiten.

(2) Ist dem geförderten Kind und seinen Eltern die Belas-
tung durch den nach § 29 festgesetzten Teilnahmebeitrag nicht
zuzumuten, soll er auf Antrag ganz oder teilweise erlassen
werden.

(3) Für die Feststellung der zumutbaren Belastung gelten
die §§ 82 bis 85, 87 und 88 SGB XII entsprechend.

A r t i k e l  2

Schlussbestimmungen

(1) Artikel 1 dieses Gesetzes tritt am 1. August 2006 in
Kraft, soweit darin in § 6 Absätze 2 und 3 ein Rechtsanspruch
auf Kindertagesbetreuung geregelt wird. Ferner tritt Artikel 1
§ 4 am 1. Januar 2006 in Kraft. Im Übrigen tritt das Gesetz am
1. Januar 2005 in Kraft.

(2) Das Hamburgische Gesetz zur Förderung von Kindern
in Tageseinrichtungen und in Tagespflege vom 14. April 2003
(HmbGVBl. S. 51) tritt am 1. Januar 2005 außer Kraft.

(3) Die Kinderförderungsverordnung vom 27. Januar 2004
(HmbGVBl. S. 39) tritt am 1. Januar 2005 außer Kraft.

(4) Die

1. Tagespflegeverordnung vom 15. April 2003 (HmbGVBl.
S. 64, 98),

2. Tageseinrichtungen-Schiedsstellenverordnung vom 15. April
2003 (HmbGVBl. S. 67),

3. Familieneigenanteilsverordnung vom 15. April 2003
(HmbGVBl. S. 70),

4. Teilnahmebeitragesverordnung vom 15. April 2003
(HmbGVBl. S. 80)

gelten als auf Grund dieses Gesetzes erlassen. Der Senat bleibt
ermächtigt, sie entsprechend Artikel 1 zu ändern oder aufzu-
heben.

Ausgefertigt Hamburg, den 27. April 2004.

Der Senat
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A r t i k e l  1

Dem bis zum 13. Februar 2004 von allen Ländern unter-
zeichneten Staatsvertrag über die Regionalisierung von Teilen
der von den Unternehmen des Deutschen Lotto- und Toto-
blocks erzielten Einnahmen wird zugestimmt.

A r t i k e l  2

Der Staatsvertrag wird nachstehend mit Gesetzeskraft
veröffentlicht.

A r t i k e l  3

Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem § 7 in Kraft
tritt, ist im Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblatt
bekannt zu geben.

Ausgefertigt Hamburg, den 27. April 2004.

Der Senat

Gesetz

zum Staatsvertrag

über die Regionalisierung von Teilen der von den Unternehmen

des Deutschen Lotto- und Totoblocks erzielten Einnahmen

Vom 27. April 2004

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:
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Präambel

In den einzelnen Ländern bestehen Lotto- und Totounter-
nehmen in unterschiedlicher Rechtsform, die auf Grundlage
des jeweiligen Landesrechts im Land ihrer Niederlassung
Lotterien und Wetten veranstalten bzw. durchführen dürfen.

Der Tätigkeitsbereich sowie der Vertrieb jeglicher Art der
einzelnen Lotto- und Totounternehmen ist demgemäß auf das
Gebiet des jeweiligen Landes beschränkt.

§ 1

Grundsatz

Die Länder verpflichten sich, Einnahmen aus gewerblicher
Spielvermittlung durch das in den §§ 4 und 5 beschriebene
Verfahren denjenigen Ländern zukommen zu lassen, denen sie
wirtschaftlich zuzurechnen sind (Regionalisierung).

§ 2

Gewerbliche Spielvermittlung

Gewerbliche Spielvermittlung betreibt, wer im Auftrag der
Spielinteressenten

1. einzelne Spielverträge an einen Veranstalter vermittelt oder

2. Spielinteressenten zu Spielgemeinschaften zusammenführt
und deren Spielbeteiligung dem Veranstalter – selbst oder
über Dritte – vermittelt,

sofern dies jeweils in der Absicht geschieht, durch diese Tätig-
keit nachhaltig Gewinn zu erzielen.

§ 3

Mitteilungspflichten der Länder

Die Länder verpflichten sich, zum Zwecke der Regiona-
lisierung der für die Berechnung und Mitteilung nach § 5 Ab-
satz 1 zuständigen Stelle jährlich bis zum 31. Januar für das
Vorjahr mitzuteilen:

1. getrennt für jede gemeinsame Veranstaltung von Glücks-
spielen des Deutschen Lotto- und Totoblocks die Summe
der Spieleinsätze und die vereinnahmten Bearbeitungs-
gebühren der Unternehmen des Deutschen Lotto- und
Totoblocks,

2. den von gewerblichen Spielvermittlern stammenden Anteil
an den Summen nach Nummer 1,

3. die auf den Anteil nach Nummer 2 entfallende Gewinn-
ausschüttung und Bearbeitungsgebühr.

§ 4

Regionalisierungsmasse, Regionalisierungsmaßstab

(1) Regionalisiert werden die von den Ländern mitgeteilten
Anteile nach § 3 Nummer 2 abzüglich

1. der darauf entfallenden Gewinnausschüttung, 

2. der Bearbeitungsgebühr bis zu einer Höhe von maximal
3 v. H. der Spieleinsätze nach § 3 Nummer 2 und

3. einer Pauschale von den Spieleinsätzen nach § 3 Nummer 2.

Die Pauschale nach Satz 1 Nummer 3 beträgt bei einer Gewinn-
ausschüttung von 50 v. H. in den Jahren bis Ende 2006 jeweils
9 v. H. und ab dem Jahr 2007 8,33 v. H. Wenn die Gewinnaus-
schüttung an die Spielteilnehmer weniger als 50 v. H. beträgt,
wird die Pauschale entsprechend dem tatsächlichen Aus-
spielungsergebnis erhöht. Beträgt die Gewinnausschüttung
mehr als 50 v. H., so mindert sich die Pauschale entsprechend.

Staatsvertrag

über die Regionalisierung von Teilen der von den Unternehmen

des Deutschen Lotto- und Totoblocks erzielten Einnahmen

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen
(im Folgenden: „die Länder“ genannt)
schließen nachstehenden Staatsvertrag:



Für das Land Baden-Württemberg:
gez. Erwin Teufel
den 18. Dezember 2003

Für den Freistaat Bayern:
gez. Edmund Stoiber
den 18. Dezember 2003 

Für das Land Berlin:
gez. Klaus Wowereit
den 19. Dezember 2003

Für das Land Brandenburg:
gez. M. Platzeck
den 19. Dezember 2003

Für die Freie Hansestadt Bremen:
gez. Henning Scherf
den 18. Dezember 2003 

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
gez. Ole von Beust
den 18. Dezember 2003  

Für das Land Hessen:
gez. R. Koch
den 18. Dezember 2003 

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
gez. H. Ringstorff
den 18. Dezember 2003

Für das Land Niedersachsen:
gez. Christian Wulff
den 18. Dezember 2003 

Für das Land Nordrhein-Westfalen:
gez. Peer Steinbrück
den 18. Dezember 2003  

Für das Land Rheinland-Pfalz:
gez. Kurt Beck
den 13. Februar 2004  

Für das Saarland:
gez. Peter Müller
den 18. Dezember 2003 

Für den Freistaat Sachsen:
gez. Georg Milbradt
den 18. Dezember 2003 

Für das Land Sachsen-Anhalt:
gez. W. Böhmer
den 19. Januar 2004 

Für das Land Schleswig-Holstein:
gez. Heide Simonis
den 9. Februar 2004 

Für den Freistaat Thüringen:
gez. Dieter Althaus
den 18. Dezember 2003 

Montag, den 10. Mai 2004222 HmbGVBl. Nr. 24

(2) Die Regionalisierung erfolgt nach dem Verhältnis der
jeweiligen Summen nach § 3 Nummer 1 zur Gesamtsumme der
von den Unternehmen des Deutschen Lotto- und Totoblocks
erzielten Spielumsätze, jeweils bereinigt um den von gewerb-
lichen Spielvermittlern stammenden Anteil.

§ 5

Regionalisierungsverfahren

(1) Der Freistaat Bayern berechnet die nach den vorstehen-
den Regelungen notwendigen Ausgleichszahlungen zwischen
den Ländern und teilt das Ergebnis den Ländern für den von
ihnen vorzunehmenden Ausgleich bis zum 30. April jeden Jah-
res mit. Dabei ist der Anteil der Lotteriesteuer gesondert aus-
zuweisen. Die erforderlichen Ausgleichszahlungen sind von
den Ländern bis zum 30. Juni jeden Jahres für das Vorjahr vor-
zunehmen, erstmals für das zweite Halbjahr 2004. Die Einzel-
heiten zum Zahlungsverkehr werden in der Mitteilung nach
Satz 1 festgelegt.

(2) Die nach Absatz 1 vorgenommene Regionalisierung ist
zu ändern, sofern sich nachträglich herausstellt, dass unzutref-
fende Daten zugrunde gelegt worden sind. Jedes Land ist
berechtigt, innerhalb von zwei Jahren nach Ablauf des Jahres,
für das die Regionalisierung vorgenommen wurde, eine
Prüfung der vorgenommenen Berechnung zu verlangen. Eine
Korrektur der Regionalisierung unterbleibt, wenn sich ergibt,
dass die Korrektur der Daten für kein Land zu einer Änderung
bei den Umsätzen von mehr als 400.000 Euro jährlich führt.

§ 6

Revisionsklausel

Die Länder verpflichten sich, im Jahre 2007 unter Berück-
sichtigung der tatsächlichen und rechtlichen Entwicklung

1. die Obergrenze, bis zu der die Bearbeitungsgebühr von der
Regionalisierung ausgenommen wird (§ 4 Absatz 1 Satz 1
Nummer 2), mit dem Ziel einer Absenkung und

2. die Pauschale (§ 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3) für die Jahre
ab 2009 mit dem Ziel einer deutlichen Absenkung

zu überprüfen.

§ 7

Ratifizierung, In-Kraft-Treten und Kündigung

(1) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Juli 2004 in Kraft. Sind
bis zum 30. Juni 2004 nicht alle Ratifizierungsurkunden bei
der Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerpräsidenten-
konferenz hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegenstandslos.

(2) Der Vertrag kann von jedem Land erstmals zehn Jahre
nach seinem In-Kraft-Treten gekündigt werden. Die Kündi-
gungsfrist beträgt zwei Jahre zum Ende des laufenden Abrech-
nungsjahres. Wird der Vertrag nicht gekündigt, verlängert er
sich stillschweigend um jeweils fünf Jahre. Die wirksame
Kündigung eines Landes bewirkt die Aufhebung des Vertrages
mit Ablauf der Kündigungsfrist.
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A r t i k e l  1

Dem bis zum 13. Februar 2004 von allen Ländern unter-
zeichneten Staatsvertrag zum Lotteriewesen in Deutschland
wird zugestimmt.

A r t i k e l  2

Die Aufgabe gemäß § 5 Absatz 1 des Staatsvertrages zum
Lotteriewesen in Deutschland, ein ausreichendes Glücks-
spielangebot sicherzustellen, wird von der Freien und Hanse-
stadt Hamburg durch Nordwest Lotto und Toto Hamburg –
Staatliche Lotterie der Freien und Hansestadt Hamburg-
(NWLT) und die Nordwestdeutsche Klassenlotterie (NKL)
erfüllt. Art und Umfang der von NWLT durchzuführenden
Spiele wird vom Senat festgelegt. Für die NKL werden Art und
Umfang des Spiels von den auf Vertragsgrundlage beteiligten
Ländern festgelegt.

A r t i k e l  3

Allgemeine Erlaubnis

Kleine Lotterien, die die Voraussetzungen des § 13 des
Staatsvertrages zum Lotteriewesen in Deutschland erfüllen,
sind anzuzeigen. Sie gelten mit Eingang der Anzeige bei der
zuständigen Stelle als erlaubt.

A r t i k e l  4

Maßnahmen bei allgemein erlaubten Veranstaltungen

(1) Für allgemein erlaubte Veranstaltungen können im
Einzelfall Auflagen erlassen werden.

(2) Im Einzelfall kann eine allgemein erlaubte Veranstal-
tung untersagt werden, wenn

1. gegen die Vorschriften dieses Gesetzes oder des Staatsver-
trages zum Lotteriewesen in Deutschland oder gegen
wesentliche Bestimmungen der allgemeinen Erlaubnis ver-
stoßen wird,

2. die Gefahr besteht, dass durch die Verwendung des Rein-
ertrages die öffentliche Sicherheit oder Ordnung verletzt
wird, oder

3. keine Gewähr für die ordnungsgemäße Durchführung der
Veranstaltung oder die zweckentsprechende Verwendung
des Reinertrages gegeben ist.

A r t i k e l  5

Der Staatsvertrag zum Lotteriewesen in Deutschland wird
nachstehend mit Gesetzeskraft veröffentlicht.

A r t i k e l  6

Der Tag, an dem der Staatsvertrag zum Lotteriewesen in
Deutschland nach seinem § 18 in Kraft tritt, ist im Hambur-
gischen Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt zu geben.

Gesetz

zum Staatsvertrag zum Lotteriewesen in Deutschland

Vom 27. April 2004

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

Ausgefertigt Hamburg, den 27. April 2004.

Der Senat
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Erster Abschnitt

Allgemeine Vorschriften

§ 1 

Ziel des Staatsvertrages

Ziel des Staatsvertrages ist es,

1. den natürlichen Spieltrieb der Bevölkerung in geordnete
und überwachte Bahnen zu lenken, insbesondere ein Aus-
weichen auf nicht erlaubte Glücksspiele zu verhindern,

2. übermäßige Spielanreize zu verhindern,

3. eine Ausnutzung des Spieltriebs zu privaten oder gewerb-
lichen Gewinnzwecken auszuschließen,

4. sicherzustellen, dass Glücksspiele ordnungsgemäß und
nachvollziehbar durchgeführt werden und

5. sicherzustellen, dass ein erheblicher Teil der Einnahmen
aus Glücksspielen zur Förderung öffentlicher oder steuer-
begünstigter Zwecke im Sinne der Abgabenordnung ver-
wendet wird.

§ 2

Anwendungsbereich

Die Länder regeln mit diesem Staatsvertrag die Veranstal-
tung, die Durchführung und die gewerbliche Vermittlung von
öffentlichen Glücksspielen. Dieser Staatsvertrag gilt nicht für
Spielbanken.

§ 3 

Begriffsbestimmungen

(1) Ein Glücksspiel liegt vor, wenn im Rahmen eines Spiels
für den Erwerb einer Gewinnchance ein Entgelt verlangt wird
und die Entscheidung über den Gewinn ganz oder überwie-
gend vom Zufall abhängt. Die Entscheidung über den Gewinn

hängt in jedem Fall vom Zufall ab, wenn dafür der ungewisse
Eintritt oder Ausgang zukünftiger Ereignisse maßgeblich ist.

(2) Ein öffentliches Glücksspiel liegt vor, wenn für einen
größeren, nicht geschlossenen Personenkreis eine Teilnah-
memöglichkeit besteht oder es sich um gewohnheitsmäßig ver-
anstaltete Glücksspiele in Vereinen oder sonstigen geschlosse-
nen Gesellschaften handelt.

(3) Ein Glücksspiel im Sinne des Absatzes 1, bei dem einer
Mehrzahl von Personen die Möglichkeit eröffnet wird, nach
einem bestimmten Plan gegen ein bestimmtes Entgelt die
Chance auf einen Geldgewinn zu erlangen, ist eine Lotterie.
Die Vorschriften über Lotterien gelten auch, wenn anstelle von
Geld Sachen oder andere geldwerte Vorteile gewonnen werden
können (Ausspielung).

§ 4

Allgemeine Bestimmungen

(1) Die Veranstaltung, Durchführung und gewerbliche Ver-
mittlung von öffentlichen Glücksspielen muss mit den Zielen
des § 1 in Einklang stehen.

(2) Die Veranstaltung, Durchführung und gewerbliche Ver-
mittlung von öffentlichen Glücksspielen darf den Erfordernis-
sen des Jugendschutzes nicht zuwiderlaufen. Die Teilnahme
von Minderjährigen ist unzulässig.

(3) Art und Umfang der Werbemaßnahmen für Glücks-
spiele müssen angemessen sein und dürfen nicht in Wider-
spruch zu den Zielen des § 1 stehen. Die Werbung darf nicht
irreführend sein, insbesondere nicht darauf abzielen, unzutref-
fende Vorstellungen über die Gewinnchancen hervorzurufen.

(4) Die Veranstalter, Durchführer und die gewerblichen
Spielvermittler haben Informationen über Spielsucht, Präven-
tion und Behandlungsmöglichkeiten bereitzuhalten.

Staatsvertrag

zum Lotteriewesen in Deutschland

Das Land Baden-Württemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,

das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,

das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und

der Freistaat Thüringen

(im Folgenden: „die Länder“ genannt)

schließen nachstehenden Staatsvertrag:
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Zweiter Abschnitt

Aufgabe des Staates

§ 5 

Sicherstellung eines ausreichenden Glücksspielangebotes 

(1) Die Länder haben im Rahmen der Zielsetzungen des § 1
die ordnungsrechtliche Aufgabe, ein ausreichendes Glücks-
spielangebot sicherzustellen.

(2) Auf gesetzlicher Grundlage können die Länder diese
Aufgabe selbst, durch juristische Personen des öffentlichen
Rechts oder durch privatrechtliche Gesellschaften, an denen
juristische Personen des öffentlichen Rechts unmittelbar oder
mittelbar maßgeblich beteiligt sind, erfüllen.

(3) Den in Absatz 2 Genannten ist ein Tätigwerden als Ver-
anstalter oder Durchführer (§ 8 Absatz 2) nur in dem Land
gestattet, in dem sie ihre Aufgaben nach Absatz 2 wahrnehmen.
Sie dürfen Glücksspiele nur in diesem Land vertreiben oder
vertreiben lassen. In einem anderen Land dürfen sie Glücks-
spiele nur mit Zustimmung dieses Landes veranstalten oder
durchführen. Auf die Erteilung der Zustimmung besteht kein
Rechtsanspruch.

(4) Anderen als den in Absatz 2 Genannten darf nur die Ver-
anstaltung von Lotterien und Ausspielungen nach den §§ 6 ff.
erlaubt werden.

Dritter Abschnitt

Lotterien anderer Veranstalter

§ 6

Erlaubnis

(1) Wer außerhalb des Anwendungsbereichs des § 5 Absatz 2
eine Lotterie öffentlich veranstalten will, bedarf einer Erlaub-
nis. Über die Erteilung der Erlaubnis entscheidet die zustän-
dige Behörde nach pflichtgemäßem Ermessen.

Die Erlaubnis darf nur erteilt werden, wenn

1. der Veranstaltung keine Versagungsgründe nach § 7 ent-
gegenstehen,

2. die in § 8, § 9 Absatz 1 und 2 und § 10 Absatz 3 genannten
Voraussetzungen vorliegen,

3. mit der Veranstaltung keine wirtschaftlichen Zwecke ver-
folgt werden, die über den mit dem Hinweis auf die Bereit-
stellung von Gewinnen verbundenen Werbeeffekt hinaus-
gehen und 

4. nicht zu erwarten ist, dass durch die Veranstaltung selbst
oder durch die Verwirklichung des Veranstaltungszwecks
oder die Verwendung des Reinertrages die öffentliche
Sicherheit oder Ordnung gefährdet wird oder die Beziehun-
gen der Bundesrepublik Deutschland zu anderen Staaten
beeinträchtigt werden.

Satz 3 Nummer 3 gilt nicht für Veranstaltungen in der Form des
Gewinnsparens. 

(2) Erlaubnisse werden von der zuständigen Behörde für das
Gebiet des jeweiligen Landes oder einen Teil dieses Gebiets
erteilt. Soll eine Lotterie mit einem einheitlichen länderüber-
greifenden Spielplan in mehreren Ländern veranstaltet wer-
den, darf sie nur im Einvernehmen mit den Ländern erlaubt
werden, in denen die Lotterie veranstaltet werden soll. Liegen
sonstige Anhaltspunkte dafür vor, dass eine Lotterie auch in
einem anderen Land veranstaltet werden soll, darf sie nur im
Benehmen mit diesem Land erlaubt werden.

(3) Soll eine Lotterie mit einem einheitlichen länder-
übergreifenden Spielplan in mehreren Ländern veranstaltet
werden, kann abweichend von Absatz 2 Satz 1 das Land, in dem
der Veranstalter seinen Sitz hat, eine Erlaubnis auch mit Wir-
kung für die Länder erteilen, die hierzu ermächtigt haben.

§ 7

Versagungsgründe

(1) Eine Erlaubnis darf nicht erteilt werden, wenn die
Veranstaltung § 4 widerspricht. Dies ist vor allem der Fall,
wenn nicht auszuschließen ist, dass die Veranstaltung der
Lotterie wegen des insgesamt bereits vorhandenen Glücks-
spielangebotes, insbesondere im Hinblick auf die Zahl der
bereits veranstalteten Glücksspiele oder deren Art oder Durch-
führung den Spieltrieb in besonderer Weise fördert.

(2) Eine Erlaubnis darf insbesondere nicht erteilt werden,
wenn 

1. der Spielplan vorsieht, dass 

a) die Bekanntgabe der Ziehungsergebnisse öfter als
zweimal wöchentlich erfolgt,

b) der Höchstgewinn einen Wert von 1 Million Euro
übersteigt oder

c) Teile des vom Spieler zu entrichtenden Entgeltes zu dem
Zweck angesammelt werden, Gewinne für künftige
Ziehungen zu schaffen (planmäßiger Jackpot)

oder

2. eine interaktive Teilnahme in Medien, insbesondere im
Internet, mit zeitnaher Gewinnbekanntgabe ermöglicht
wird.

§ 8

Veranstalter

(1) Eine Erlaubnis darf nur erteilt werden, wenn der Ver-
anstalter 

1. die Voraussetzungen des § 5 Absatz 1 Nummer 9 des
Körperschaftsteuergesetzes erfüllt und

2. zuverlässig ist, insbesondere die Gewähr dafür bietet, dass
die Veranstaltung ordnungsgemäß und für die Spielteil-
nehmer sowie die Erlaubnisbehörde nachvollziehbar
durchgeführt und der Reinertrag zweckentsprechend
verwendet wird.

Satz 1 Nummer 1 gilt nicht für die von der Körperschaft des
öffentlichen Rechts „Bayerisches Rotes Kreuz“ veranstalteten
Lotterien und für Veranstaltungen in der Form des Gewinn-
sparens.

(2) Soll die Veranstaltung ganz oder überwiegend von
einem Dritten durchgeführt werden, darf unbeschadet des § 5
Absatz 3 die Erlaubnis nur erteilt werden, wenn nicht die
Gefahr besteht, dass durch die Durchführung die Transparenz
und Kontrollierbarkeit der Veranstaltung beeinträchtigt wird
und der Dritte 

1. die Anforderungen des Absatzes 1 Nummer 2 erfüllt,

2. hinsichtlich der Durchführung der Veranstaltung den
Weisungen des Veranstalters unterliegt und keinen maßgeb-
lichen rechtlichen oder tatsächlichen Einfluss auf den
Veranstalter hat,

3. seinen Sitz oder Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutsch-
land hat.

Abweichend von Satz 1 Nummer 3 ist für Dritte aus einem
Mitgliedsstaat der Europäischen Union eine inländische
Niederlassung ausreichend. 
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§ 9

Spielplan, Kalkulation und Durchführung
der Veranstaltung 

(1) Nach dem Spielplan müssen der Reinertrag, die Gewinn-
summe und die Kosten in einem angemessenen Verhältnis
zueinander stehen; die Kosten der Veranstaltung sind so gering
wie möglich zu halten. Reinertrag ist der Betrag, der sich aus
der Summe der Entgelte nach Abzug von Kosten, Gewinn-
summe und Steuern ergibt.

Für den Reinertrag und die Gewinnsumme sollen im Spiel-
plan jeweils mindestens 30 vom Hundert der Entgelte vorgese-
hen sein und es darf kein Grund zu der Annahme bestehen,
dass diese Anteile nicht erreicht werden.

Bei der Antragstellung ist eine Kalkulation vorzulegen, aus
der sich die voraussichtlichen Kosten der Veranstaltung, die
Gewinnsumme, die Steuern und der Reinertrag ergeben. Zeigt
sich nach Erteilung der Erlaubnis, dass die kalkulierten Kosten
voraussichtlich überschritten werden, ist dies der Erlaubnis-
behörde unverzüglich anzuzeigen und eine neue Kalkulation
vorzulegen.

(2) In den Kosten der Lotterie dürfen Kosten von Dritten
im Sinne des § 8 Absatz 2 nach Art und Umfang nur insoweit
berücksichtigt werden, als sie den Grundsätzen wirtschaft-
licher Betriebsführung entsprechen. Die Vergütung des Drit-
ten darf nicht abhängig vom Umsatz berechnet werden.

(3) Der Veranstalter hat der zuständigen Behörde alle
Unterlagen vorzulegen und alle Auskünfte zu erteilen, die zur
Überprüfung der ordnungsgemäßen Durchführung der Lotte-
rie erforderlich sind. Insbesondere hat er eine Abrechnung vor-
zulegen, aus der sich die tatsächliche Höhe der Einnahmen, des
Reinertrages, der Gewinnausschüttung und der Kosten der
Veranstaltung ergibt.

(4) Die zuständige Behörde kann auf Kosten des Veranstal-
ters einen staatlich anerkannten Wirtschaftsprüfer beauftragen
oder dessen Beauftragung vom Veranstalter verlangen, damit
ein Gutachten zur Überprüfung der ordnungsgemäßen
Planung oder Durchführung der Lotterie, insbesondere zur
Angemessenheit der Kosten der Lotterie erstattet und der
Behörde vorgelegt wird. Die Kosten des Gutachtens sind
Kosten der Lotterie.

§ 10

Verwendung des Reinertrages

(1) Der Reinertrag der Veranstaltung muss zeitnah für den
in der Erlaubnis festgelegten Zweck verwendet werden.

(2) Will der Veranstalter den Reinertrag für einen anderen
als den in der Erlaubnis festgelegten Zweck verwenden oder
kann der Verwendungszweck nicht oder nicht zeitnah verwirk-
licht werden, hat der Veranstalter dies der zuständigen Behörde
unverzüglich anzuzeigen. Diese kann nach Anhörung des
Veranstalters den Verwendungszweck neu festlegen.

(3) Ein angemessener Anteil des Reinertrages soll in dem
Land verwendet werden, in dem die Lotterie veranstaltet wird.

§ 11

Form und Inhalt der Erlaubnis

(1) Die Erlaubnis wird schriftlich erteilt. In ihr sind ins-
besondere festzulegen:

1. der Veranstalter sowie im Falle des § 8 Absatz 2 der Dritte,

2. Art, Ort oder Gebiet sowie Beginn und Dauer der Veranstal-
tung, 

3. der Verwendungszweck des Reinertrages, die Art und Weise
des Nachweises der Verwendung und der Zeitpunkt, zu dem
der Nachweis zu erbringen ist,

4. der Spielplan und

5. die Vertriebsform.

(2) Die Erlaubnis ist weder übertragbar noch kann sie einem
Anderen zur Ausübung überlassen werden.

(3) Die Erlaubnis kann widerruflich erteilt werden; sie ist
auf höchstens ein Jahr zu befristen. Sie kann, auch nachträg-
lich, mit Nebenbestimmungen versehen werden.

§ 12

Aufgaben und Befugnisse der zuständigen Behörden 

(1) Die zuständige Behörde hat im öffentlichen Interesse
darüber zu wachen und darauf hinzuwirken, dass die Bestim-
mungen dieses Staatsvertrages, die hierauf gestützten Anord-
nungen und die mit der Erteilung einer Erlaubnis verfügten
Nebenbestimmungen eingehalten werden und dass unerlaub-
tes Glücksspiel und die Werbung hierfür unterbleiben.

Sie kann die hierzu erforderlichen Maßnahmen treffen,
insbesondere 

1. die Veranstaltung unerlaubten Glücksspiels untersagen,

2. jederzeit Auskunft und Vorlage aller Unterlagen und
Nachweise verlangen, die zur Prüfung der Einhaltung der
Anforderungen nach §§ 6 bis 10 erforderlich sind,

3. weitere Anforderungen an die Durchführung der Lotterie,
insbesondere an die Überwachung der Gewinnermittlung
und an die technische Ausstattung stellen. Sie kann verlan-
gen, dass der Spielbetrieb auf Kosten des Veranstalters
durch einen von ihr oder dem Veranstalter zu beauftragen-
den Sachverständigen geprüft wird.

(2) Die zuständige Behörde kann einen Treuhänder bestel-
len, wenn

1. die Veranstaltung ohne die erforderliche Erlaubnis durch-
geführt wird,

2. die Erlaubnis zurückgenommen oder widerrufen wird oder

3. Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass die geord-
nete Durchführung einer Veranstaltung oder die festgelegte
Verwendung des Reinertrages gefährdet ist.

(3) Der Treuhänder unterliegt der Aufsicht der zuständigen
Behörde. Er hat insbesondere für die zweckentsprechende Ver-
wendung des Reinertrages zu sorgen. Er ist berechtigt, den
Spielertrag und die der Durchführung der Veranstaltung die-
nenden Gegenstände in Besitz zu nehmen sowie die erforder-
lichen Maßnahmen zu treffen. Der Veranstalter verliert mit der
Bestellung des Treuhänders die Verwaltungs- und Verfügungs-
befugnis. Er hat dem Treuhänder die zur Führung der
Geschäfte erforderlichen Unterlagen herauszugeben, die
erforderlichen Auskünfte zu erteilen und die zur einstweiligen
Fortführung der Veranstaltung erforderlichen Dienstleistun-
gen und Personal zur Verfügung zu stellen.

(4) Der Veranstalter hat der Behörde die Kosten zu
erstatten, die ihr durch die Inanspruchnahme des Treuhänders
entstehen; die Kosten werden von der Behörde festgesetzt.

§ 13 

Kleine Lotterien

Die Länder können von den Regelungen des Staats-
vertrages für nicht länderübergreifend veranstaltete Lotterien
abweichen, bei denen



Montag, den 10. Mai 2004 227HmbGVBl. Nr. 24

1. die Summe der zu entrichtenden Entgelte den Betrag von
40.000 Euro nicht übersteigt,

2. der Reinertrag ausschließlich und unmittelbar für ge-
meinnützige, kirchliche oder mildtätige Zwecke verwandt
wird und

3. der Reinertrag und die Gewinnsumme jeweils mindestens
25 vom Hundert der Entgelte betragen.

Vierter Abschnitt

Gewerbliche Spielvermittlung

§ 14 

Gewerbliche Spielvermittlung 

(1) Gewerbliche Spielvermittlung betreibt, wer im Auftrag
der Spielinteressenten

1. einzelne Spielverträge an einen Veranstalter vermittelt oder

2. Spielinteressenten zu Spielgemeinschaften zusammenführt
und deren Spielbeteiligung dem Veranstalter – selbst oder
über Dritte – vermittelt,

sofern dies jeweils in der Absicht geschieht, durch diese Tätig-
keit nachhaltig Gewinn zu erzielen. 

(2) Für die Tätigkeit des gewerblichen Spielvermittlers
gelten unbeschadet sonstiger gesetzlicher Regelungen folgende
Anforderungen:

1. Art und Umfang der Werbemaßnahmen für die Beteiligung
an den vermittelten Spielen oder Spielgemeinschaften
müssen angemessen sein und dürfen nicht in Widerspruch
zu § 1 stehen. Sie dürfen nicht irreführend sein und insbe-
sondere nicht darauf abzielen, unzutreffende Vorstellungen
über die Gewinnchancen hervorzurufen.

2. Die Tätigkeit des gewerblichen Spielvermittlers darf den
Erfordernissen des Jugendschutzes nicht zuwiderlaufen.
Die Vermittlung von Spielaufträgen Minderjähriger ist
unzulässig.

3. Der gewerbliche Spielvermittler hat mindestens zwei
Drittel der von den Spielern vereinnahmten Beträge für die
Teilnahme am Spiel an den Veranstalter weiterzuleiten. Er
hat die Spieler vor Vertragsabschluss in Textform klar und
verständlich auf den für die Spielteilnahme an den Ver-
anstalter weiterzuleitenden Betrag hinzuweisen sowie
ihnen unverzüglich nach Vermittlung des Spielauftrages
den Veranstalter mitzuteilen.

4. Gewerbliche Spielvermittler und von ihnen oder den Spiel-
interessenten im Sinne von Absatz 1 beauftragte Dritte sind
verpflichtet, bei jeder Spielteilnahme dem Veranstalter die
Vermittlung offen zu legen.

5. Gewerbliche Spielvermittler sind verpflichtet, dafür Sorge
zu tragen, dass bei Vertragsabschluss ein zur unabhängigen
Ausübung eines rechts- oder steuerberatenden Berufes
befähigter Treuhänder mit der Verwahrung der Spielquit-
tungen und der Geltendmachung des Gewinnanspruches
gegenüber dem Veranstalter beauftragt wird. Dem Spielteil-
nehmer ist bei Vertragsabschluss ein Einsichtsrecht an den
Spielquittungen, die in seinem Auftrag vermittelt worden
sind, einzuräumen.

(3) Die zuständige Behörde überwacht im öffentlichen
Interesse die Erfüllung der in Absatz 2 genannten Verpflich-
tungen. Sie kann hierzu die erforderlichen Maßnahmen ent-
sprechend § 12 Absatz 1 treffen, insbesondere die erforder-
lichen Auskünfte und die Vorlage geeigneter Unterlagen ver-
langen. Ergeben sich Zweifel an der Zuverlässigkeit des

Spielvermittlers, so ist die für die Gewerbeuntersagung zustän-
dige Behörde zu unterrichten.

Fünfter Abschnitt

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 15

Regelungen der Länder

Die Länder erlassen die zur Ausführung dieses Staatsvertra-
ges notwendigen Bestimmungen. In ihren Ausführungsgeset-
zen können sie auch vorsehen, dass Verstöße gegen die Bestim-
mungen dieses Staatsvertrages mit Geldbuße geahndet werden.
Sie können darin zudem das in § 7 Absatz 1 enthaltene Verbot
der Erlaubniserteilung konkretisieren. 

§ 16

Weitere Regelungen

(1) Für eine vor In-Kraft-Treten dieses Staatsvertrages
erteilte Konzession, Genehmigung oder Erlaubnis gelten § 11
Absatz 3 Satz 2 und § 12 entsprechend. Abweichend von § 5
Absatz 2 kann das Land Rheinland-Pfalz seine Aufgabe nach
§ 5 Absatz 1 durch ein betrautes Unternehmen wahrnehmen.

(2) Die zuständige Behörde kann eine Lotterie, die bei
In-Kraft-Treten dieses Vertrages von mehreren Veranstaltern in
allen Ländern durchgeführt wird und bei der der Reinertrag
ausschließlich zur Erfüllung der in § 1 Nummer 5 genannten
Zwecke verwandt wird, abweichend von § 6 Absatz 1 Satz 3
Nummer 3, § 7 Absatz 2, § 8 Absatz 1 Nummer 1 und § 9
Absatz 1 Satz 3 erlauben.

(3) Der Reinertrag von Veranstaltungen in der Form des
Gewinnsparens muss mit Beginn des dritten Kalenderjahres
nach In-Kraft-Treten dieses Staatsvertrages mindestens 25 vom
Hundert der Entgelte betragen. Der Reinertrag ist für steuer-
begünstigte Zwecke im Sinne der Abgabenordnung zu ver-
wenden. Erlaubnisse können allgemein erteilt werden.

§ 17

Kündigung

Dieser Staatsvertrag kann von jedem der vertragsschließen-
den Länder mit einer Frist von zwei Jahren zum Schluss eines
Kalenderjahres gekündigt werden. Die Kündigung kann erst-
mals zum 30. Juni 2014 erfolgen. Die Kündigung ist schriftlich
gegenüber dem Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkon-
ferenz zu erklären. Die Kündigung eines Landes lässt das zwi-
schen den übrigen Ländern bestehende Vertragsverhältnis
unberührt, jedoch kann jedes der übrigen Länder das Vertrags-
verhältnis binnen einer Frist von drei Monaten nach Eingang
der Benachrichtigung über die gegenüber dem Vorsitzenden
der Ministerpräsidentenkonferenz erfolgte Kündigungs-
erklärung zum selben Zeitpunkt kündigen.

§ 18

In-Kraft-Treten

Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Juli 2004 in Kraft. § 14
Absatz 2 Nummer 3 Satz 1 tritt ein Jahr nach In-Kraft-Treten
dieses Staatsvertrages in Kraft. Sind bis zum 30. Juni 2004 nicht
alle Ratifikationsurkunden bei der Staatskanzlei des Vorsitzen-
den der Ministerpräsidentenkonferenz hinterlegt, wird der
Staatsvertrag gegenstandslos.
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Für das Land Baden-Württemberg:
gez. Erwin Teufel
den 18. Dezember 2003

Für den Freistaat Bayern:
gez. Edmund Stoiber
den 18. Dezember 2003 

Für das Land Berlin:
gez. Klaus Wowereit
den 19. Dezember 2003

Für das Land Brandenburg:
gez. M. Platzeck
den 19. Dezember 2003

Für die Freie Hansestadt Bremen:
gez. Henning Scherf
den 18. Dezember 2003 

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
gez. Ole von Beust
den 18. Dezember 2003  

Für das Land Hessen:
gez. R. Koch
den 18. Dezember 2003 

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
gez. H. Ringstorff
den 18. Dezember 2003

Für das Land Niedersachsen:
gez. Christian Wulff
den 18. Dezember 2003 

Für das Land Nordrhein-Westfalen:
gez. Peer Steinbrück
den 18. Dezember 2003  

Für das Land Rheinland-Pfalz:
gez. Kurt Beck
den 13. Februar 2004  

Für das Saarland:
gez. Peter Müller
den 18. Dezember 2003 

Für den Freistaat Sachsen:
gez. Georg Milbradt
den 18. Dezember 2003 

Für das Land Sachsen-Anhalt:
gez. W. Böhmer
den 19. Januar 2004 

Für das Land Schleswig-Holstein:
gez. Heide Simonis
den 9. Februar 2004 

Für den Freistaat Thüringen:
gez. Dieter Althaus
den 18. Dezember 2003 
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Einziger Paragraph

(1) Zur Sicherung der Planung wird eine Veränderungs-
sperre für die in der Anlage durch eine schwarze Linie abge-
grenzte Fläche des Bebauungsplan-Entwurfs Bergstedt 18
(Flurstücke 245 bis 249) südlich Bergstedter Chaussee/westlich
Volksdorfer Grenzweg (Bezirk Wandsbek, Ortsteil 524) vom
14. Mai 2004 bis zum 13. Mai 2006 festgesetzt.

(2) Die Veränderungssperre nach Absatz 1 hat zum Inhalt,
dass

1. Vorhaben im Sinne des § 29 des Baugesetzbuchs nicht
durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden
dürfen;

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen
von Grundstücken und baulichen Anlagen, deren Verände-

rungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeige-
pflichtig sind, nicht vorgenommen werden dürfen.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Entschädigungsberechtigter kann Entschädigung ver-
langen, wenn die in § 18 Absatz 1 Satz 1 des Baugesetzbuchs
bezeichneten Nachteile eingetreten sind. Er kann die Fäl-
ligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die
Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschä-
digungspflichtigen beantragt. Das Erlöschen eines Entschä-
digungsanspruchs richtet sich nach § 18 Absatz 3 des Bau-
gesetzbuchs.

2. Unbeachtlich sind Mängel der Abwägung, wenn sie nicht
innerhalb von sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten dieser
Verordnung schriftlich gegenüber dem Entschädigungs-
pflichtigen geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt,
der den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

Verordnung

über die Veränderungssperre Bergstedt 18

– Flurstücke 245 bis 249 –

Vom 27. April 2004

Auf Grund von § 14 und § 16 Absatz 1 des Baugesetzbuchs
in der Fassung vom 27. August 1997 (BGBl. 1997 I S. 2142,
1998 I S. 137), zuletzt geändert am 23. Juli 2002 (BGBl. I
S. 2850, 2852), in Verbindung mit § 4 des Bauleitplanfest-
stellungsgesetzes in der Fassung vom 30. November 1999
(HmbGVBl. S. 271) wird verordnet:

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 27. April 2004.
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